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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 159/08 B 
 
L 10 U 1052/05 (LSG Baden-Württemberg) 
S 1 U 3315/02 (SG Stuttgart) 
 
 
 
 
…………………, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ………………………., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Handel und Warendistribution, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Oktober 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   M u t s c h l e r 

und   H e i n z 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 24. April 2008 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 So-

zialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch 

bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Ver-

fahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) 

und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit der Kläger rügt, das LSG habe es unterlassen, Stellungnahmen von Prof. Dr. L.      und 

Prof. Dr. Sch.          einzuholen, fehlt es an der Bezeichnung eines prozessordnungsgemäßen 

Beweisantrags. Gleiches gilt hinsichtlich der Rüge, das LSG sei dem mit Schriftsatz vom 

4.5.2006 gestellten Antrag auf Einholung eines Gutachtens bei Dipl. Ing. Dr. B.     nicht gefolgt. 

Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist das Übergehen eines Beweisantrags 

nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen 

wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch nicht als erfüllt ansieht. 

Dem Beweisantrag soll eine Warnfunktion zukommen, die er nicht erfüllt, wenn er zwar in 

einem früheren Verfahrensstadium schriftsätzlich gestellt wurde, im Entscheidungszeitpunkt 

aber nicht mehr erkennbar weiterverfolgt wird. Zumindest bei rechtskundig vertretenen 

Beteiligten muss der Beweisantrag in der abschließenden mündlichen Verhandlung oder bei 

einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung schriftsätzlich zu einem Zeitpunkt wiederholt 

worden sein, in dem feststand, dass das LSG von sich aus Ermittlungen nicht mehr durchführen 

würde. Wenn ein Beteiligter, ohne den Beweisantrag zu wiederholen, sich mit einer 

Entscheidung ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt, muss er sich so behandeln 

lassen, als sei sein Beweisantrag erledigt (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 20 und 31). Dass der 

Kläger bis zuletzt einen Beweisantrag gestellt oder aufrechterhalten hätte, ist der 

Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. 

 

Die Rüge eines Verstoßes gegen § 109 SGG führt ebenfalls nicht zur Zulassung der Revision. 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf 

eine Verletzung des § 109 SGG gestützt werden. Dieser Ausschluss gilt uneingeschränkt (BSG 
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SozR 1500 § 160 Nr 34) und ist von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden (BVerfG SozR 

1500 § 160 Nr 69). 

 

Auch die Rüge, das LSG habe die Grenzen freier Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) 

überschritten, ist nach der eindeutigen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ausge-

schlossen. Soweit der Kläger in diesem Zusammenhang zugleich die Verletzung der Amtser-

mittlungspflicht geltend machen sollte, ist wiederum ein übergangener berücksichtigungsfähiger 

Beweisantrag nicht aufgezeigt worden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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